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Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

wer eine Vermietungsimmobilie innerhalb von zehn Jahren nach

deren Anschaffung veräußert, muss den Gewinn im Rahmen eines

privaten Veräußerungsgeschäftes versteuern.

Im Fall einer Enteignung hatte der BFH bereits mit Urteil vom

23.7.2019 (Az: IX R 28/18) klargestellt, dass ein privates

Veräußerungsgeschäft nicht vorliegen kann. Der Grund: Es mangelt

an der Veräußerung. Darunter ist nur eine willentliche Entscheidung

zu verstehen, von welcher bei einer Enteignung wohl kaum

gesprochen werden kann.

Aktuell kommt nun vor dem Finanzgericht Düsseldorf die Frage auf,

wie denn eine Zwangsversteigerung zu bewerten ist. Im ersten

Impuls sollte man meinen, dass zur Enteignung kein Unterschied

bestehen kann. Denn auch eine Zwangsversteigerung wird nicht dem

Willen des Immobilieneigentümers entsprechen.

Tatsächlich kommt das Gericht jedoch (zumindest im Verfahren über

den vorläufigen Rechtsschutz) zu einem anderen Ergebnis, so der

Beschluss vom 26.11.2020 (Az: 2 V 2664/20): Der Eigentumsverlust

im Wege der Zwangsversteigerung soll nicht mit einem

Eigentumsverlust im Wege einer Enteignung vergleichbar sein. Der

Unterschied soll in darin liegen, dass der Schuldner im

Zwangsversteigerungsverfahren die Möglichkeit hat, die einstweilige

Einstellung des Verfahrens zu beantragen. Selbstverständlich wird

dieser Antrag abgelehnt, wenn der Schuldner seinen Gläubiger nicht

bedienen kann, weshalb der Schuldner unter dem Strich seinen

Willen nicht durchsetzen kann. Dies hält das Gericht jedoch für

unbedeutend. Bleibt zu hoffen, dass das Hauptsacheverfahren anders

ausgeht.

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen eine informative Lektüre.

Großmann & Zacher Steuerberatungskanzlei

Preußerstraße 18 , 06217 Merseburg

Telefon: +49 3461-54190 | Telefax: +49 346-1541915

www.grossmann-zacher.de

bernadett.grossmann@grossmann-zacher.de
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Alle

Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.6.

■
Umsatzsteuer

■
Lohnsteuer

■
Kirchensteuer zur Lohnsteuer

■
Einkommensteuer

■
Kirchensteuer

■
Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.6. für den Eingang der

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der

Gemeinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um

Säumniszuschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei

Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juni 2021

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld

spätestens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für

Juni ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.6.2021.

Beratung in Videokonferenz: Gerichtsentscheidungen

laut BFH zulässig

Gerichtliche Entscheidungen können nach Ansicht des

Bundesfinanzhofes (BFH) unter bestimmten Voraussetzungen auch

aufgrund einer Beratung im Rahmen einer gesicherten

Videokonferenz getroffen werden.

Gerichtliche Entscheidungen eines Senats des BFH hätten nach

Beratung und Abstimmung durch die an der Entscheidung beteiligten

Richter (Senatsmitglieder) zu ergehen. Ob eine solche Beratung und

Abstimmung auch in einer Videokonferenz erfolgen kann, sei

gesetzlich nicht geregelt. Nach Auffassung des BFH kann eine

wirksame Beratung und Abstimmung eines – wie beim BFH – nur aus

Berufsrichtern bestehenden Richterkollegiums statt in einer

Präsenzsitzung in einem geschlossenen Raum auch im Rahmen einer

Videokonferenz stattfinden.

Dafür müsse gewährleistet sein, dass bei gleichzeitiger Teilnahme

sämtlicher an der Entscheidung beteiligten Richter jede Person

jederzeit und zeitgleich mit den Anderen kommunizieren kann und

alle die gesamte Kommunikation in Ton und Bild mitverfolgen

können. Zudem müsse die Beratung und Abstimmung technisch auf

der Grundlage einer gesicherten Datenverbindung erfolgen. Auf

diese Weise könne jedenfalls in Verfahren, die keine mündliche

Verhandlung erfordern, auch in Pandemiezeiten ein effektiver

Rechtsschutz in angemessener Zeit gewährleistet werden.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 10.02.2021, IV R 35/19

Aktuelle Steuerschätzung: Erlaubt vorsichtigen

Optimismus

Nach der aktuellen Schätzung des Arbeitskreises Steuerschätzung

steigen die Steuereinnahmen im Vergleich zur Prognose vom

November 2020 weiter an. Bund, Länder und Gemeinden könnten

mit Mehreinnahmen von zehn Milliarden Euro bis zum Jahr 2025

rechnen, so die Bundesregierung. Bundesfinanzminister Olaf Scholz

(SPD) wertete das Ergebnis als Erfolg für die Hilfspolitik der

Regierung.

Nach Angaben der Regierung können Bund, Länder und Gemeinden

bis 2025 insgesamt mit einem Steuerplus von ungefähr zehn

Milliarden Euro rechnen, verglichen mit der Schätzung vom

November. Der Arbeitskreis "Steuerschätzungen" prognostiziere im

Vergleich zu seiner letzten Schätzung für das Jahr 2021 noch ein

Minus von 2,7 Milliarden Euro und für 2022 von 3,9 Milliarden Euro.

Für 2023 werde jedoch ein Plus von 1,1 Milliarden Euro erwartet.

2014 sollen die Steuereinnahmen dann um 6,4 Milliarden Euro und

2025 sogar um 9,1 Milliarden Euro steigen.

Die bessere Prognose sei unter anderem auf die optimistische

Wachstumsprognose der Bundesregierung vom Frühjahr

zurückzuführen. Sie habe ihre Konjunkturprognose für das Jahr 2021

nach oben korrigiert, so die Regierung. Das Bruttoinlandsprodukt

werde in 2021 um 3,5 Prozent zulegen – zuletzt sei mit einem Plus

von 3,0 Prozent gerechnet worden. Für 2022 werde ein Zuwachs von

3,6 Prozent erwartet sowie von je 2,6 Prozent für die Jahre 2023 bis

2025.
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Die Tendenz der Zahlen aus Konjunkturprognose und

Steuerschätzung stimmten vorsichtig optimistisch, dass der

schlimmste Einbruch der Wirtschaftsleistung und bei den

Steuereinnahmen überstanden ist, so die Bundesregierung. Die

Steuereinnahmen würden trotz der anhaltenden Maßnahmen zur

Eindämmung der dritten Pandemiewelle steigen.

Die Entwicklung zeige, wie gut sich die Lage seit November entwickelt

habe, so Scholz. Die Steuerentlastung im Gesamtvolumen von 83

Milliarden Euro würde durch die positive Wirtschaftsentwicklung und

die damit verbundenen konjunkturbedingten Mehreinnahmen mehr

als ausgeglichen.

Bundesregierung, PM vom 12.05.2021

Corona-Sonderzahlung noch bis Ende März 2022

steuerfrei

Für Arbeitgeber besteht bereits seit 2020 die Möglichkeit, einen

Coronabonus in Höhe von 1.500 Euro steuer- und

sozialversicherungsfrei an Mitarbeiter auszuzahlen. Arbeitgeber sollen

jetzt über den 30.06.2021 hinaus bis Ende März 2022 Zeit erhalten,

den Bonus zu gewähren. Dies meldet der Deutsche

Steuerberaterverband e.V. (DStV).

Arbeitnehmer könnten seit April 2020 vom so genannten

Coronabonus profitieren. Bis 1.500 Euro könnten Arbeitgeber steuer-

und sozialversicherungsfrei als Beihilfe und Unterstützung aufgrund

der Coronakrise an ihre Mitarbeiter auszahlen.

Die Auszahlungsfrist sei im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2020

zunächst auf Ende Juni 2021 terminiert worden. Laut DStV dürfte sich

die Frist nun verlängern: Der Bundestag habe jüngst den

Gesetzentwurf zur Modernisierung der Entlastung von Abzugsteuern

und der Bescheinigung der Kapitalertragsteuer in der vom

Finanzausschuss geänderten Fassung beschlossen (BT-Drs. 19/28925).

Demnach würde die Frist für die Zahlung des Corona-Bonus bis Ende

März 2022 verlängert. Die Zustimmung des Bundesrats werde am

28.05.2021 erwartet.

Laut DStV soll die Verlängerung den gegebenenfalls vorhandenen

Liquiditätsengpässen vieler Arbeitgeber Rechnung tragen. Sie führe

jedoch nicht dazu, dass die 1.500 Euro mehrfach steuerfrei ausgezahlt

werden könnten. Die Zahlung von mehreren Teilraten bis zu

insgesamt 1.500 Euro solle jedoch möglich sein.

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 11.05.2021

Pauschbeträge für Menschen mit Behinderungen:

Nachweis der Behinderung

Das Bundesfinanzministerium (BMF) informiert in einem aktuellen

Schreiben – im Vorgriff auf eine gesetzliche Klarstellung – über die

Frage des Nachweises einer Behinderung. Ergänzend zu § 65 Absatz 1

Nr. 2 Einkommensteuer-Durchführungsverordnung (EStDV) gelte

Folgendes:

Den Nachweis einer Behinderung habe der Steuerpflichtige bei einer

Behinderung, deren Grad auf weniger als 50, aber mindestens 20

festgestellt worden ist, nach § 65 Absatz 1 Nr. 2 EStDV zu erbringen.

Sofern dem Steuerpflichtigen wegen seiner Behinderung nach den

gesetzlichen Vorschriften Renten oder andere laufende Bezüge

zustehen, bestünden keine Bedenken, wenn der Nachweis einer

Behinderung alternativ durch den Rentenbescheid oder den die

anderen laufenden Bezüge nachweisenden Bescheid erbracht wird

(Beibehaltung der bis einschließlich Veranlagungszeitraum 2020

geltenden Regelung).

Nach Angaben des BMF gilt das Schreiben für

Lohnsteuer-Anmeldezeiträume, die nach dem 31.12.2020 enden und

ab dem Veranlagungszeitraum 2021.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 01.03.2021, IV C 8 - S

2286/19/10002 :006
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Unternehmer

BMF-Schreiben zu § 8d KStG auf Gewerbesteuer

entsprechend anzuwenden

Gemäß § 10a Sätze 11 und 12 Gewerbesteuergesetz (GewStG) ist auf

gewerbesteuerliche Fehlbeträge von Körperschaften § 8d des

Körperschaftsteuergesetzes (KStG) entsprechend anzuwenden. Nach

dem Ergebnis der Erörterung der obersten Finanzbehörden der Länder

sind somit auch die Grundsätze des BMF-Schreibens vom 18.03.2021

zur Anwendung § 8d KStG bei der Gewerbesteuer (IV C 2 - S

2745-b/19/10002 :002) entsprechend anzuwenden. Auf

entsprechende gleichlautende Erlasse der obersten Finanzbehörden

der Länder vom 19.03.2021 weist das bayerische Landesamt für

Steuern (LfSt) hin.

Das BMF-Schreiben vom 18.03.2021 nimmt zur Anwendung des § 8d

des KStG in der Fassung des Gesetzes zur Vermeidung von

Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur

Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften vom 11.12.2018 (BGBl. I

S. 2338) Stellung. Es ist auf den Seiten des BMF

(www.bundesfinanzministerium.de) als pdf-Datei einsehbar

Landesamt für Steuern Bayern, PM vom 22.03.2021

Veräußerungen gegen Rentenzahlung im Rahmen der

Betriebsaufgabe: Kein Wahlrecht zur nachgelagerten

Besteuerung

Das für den Fall einer Betriebsveräußerung gegen wiederkehrende

Bezüge geltende Wahlrecht zwischen der sofortigen Versteuerung

und der nachgelagerten Besteuerung bei Zufluss der Rentenzahlungen

(R 16 Absatz 11 Einkommensteuer-Richtlinien – EStR) findet keine

Anwendung, wenn im Rahmen einer Betriebsaufgabe

Wirtschaftsgüter gegen Rentenzahlungen veräußert werden. Dies

stellt das Finanzgericht (FG) Schleswig-Holstein klar.

Die Klägerin betrieb einen Steinmetzbetrieb in einem Anbau zu

ihrem Einfamilienhaus, den sie krankheitsbedingt Ende 2013

einstellte. Anfang 2014 veräußerte sie den Geschäftsbetrieb gegen

eine lebenslange Rente. Ausgenommen von der Veräußerung waren

das zum Anlagevermögen gehörende Betriebsgrundstück mit dem

betrieblich genutzten Anbau sowie weitere Wirtschaftsgüter, die

nicht zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen gehörten. Den

Entnahmegewinn, der auf die in das Privatvermögen überführten

Wirtschaftsgüter entfiel, unterwarf die Klägerin in ihrer

Einkommensteuererklärung der sofortigen Besteuerung. Für die

monatlichen Rentenzahlungen machte sie das Wahlrecht zur

nachgelagerten Besteuerung nach R 16 Absatz 11 EStR geltend.

Das Finanzamt lehnte die Anwendung des Wahlrechts auf die

vorliegende Betriebsaufgabe ab und unterwarf auch den

Veräußerungsgewinn der sofortigen Besteuerung, indem es vom

Barwert der Rente den Buchwert der veräußerten Wirtschaftsgüter

und die Rückbauaufwendungen abzog.

Das FG schloss sich der Rechtsauffassung des Finanzamts an und

wies die Klage ab. Das Wahlrecht zur nachgelagerten Besteuerung

könne nicht auf eine Betriebsaufgabe übertragen werden, in deren

Rahmen Wirtschaftsgüter gegen Rentenzahlungen veräußert

werden, da bei einer solchen Betriebsaufgabe die für das Wahlrecht

zur nachgelagerten Besteuerung in den Fällen der

Betriebsveräußerung herangezogenen Begründungselemente nicht

in vollem Umfang erfüllt sind.

Der Steuerpflichtige trage zwar bei der Veräußerung von

Wirtschaftsgütern gegen Rentenzahlungen sowohl bei der

Betriebsaufgabe als auch bei der Betriebsveräußerung das Risiko

einer erhöhten Steuerbelastung, wenn er vor Ablauf der für die

Bemessung des Rentenbarwerts maßgeblichen statistischen

Restlebensdauer verstirbt. Bei der Betriebsaufgabe verfüge der

Steuerpflichtige aber regelmäßig über ausreichende Mittel, um die

auf den Rentenbarwert entfallende Steuer begleichen zu können.

Denn er könne sich diese Mittel durch Veräußerung der

entnommenen Wirtschaftsgüter oder durch deren Verwendung als

Sicherheiten für eine Darlehensaufnahme beschaffen. Bei der

Veräußerung des gesamten Betriebs gegen Rentenzahlungen fehlten

dagegen die Mittel zur Zahlung der Steuer, da der Steuerpflichtige

den Kaufpreis aufgrund der Rentenzahlungen erst über einen

längeren Zeitraum nach dem Veräußerungszeitpunkt erhält.
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Sofern eine Betriebsaufgabe im Hinblick auf das Fehlen von Mitteln

zur Steuerzahlung mit der Betriebsveräußerung vergleichbar ist,

könne dies nur im Billigkeitswege durch abweichende

Steuerfestsetzung nach § 163 Abgabenordnung berücksichtigt

werden, da sich für diese Fallgestaltungen keine eindeutigen

Tatbestandsmerkmale formulieren lassen. Die Ausdehnung des

Wahlrechts zur nachgelagerten Besteuerung auf sämtliche Fälle der

Betriebsaufgabe gehe über das nach dem Grundsatz der

Verhältnismäßigkeit Erforderliche hinaus und führe damit zu einer

ungerechtfertigten Abweichung von der gesetzlich angeordneten

Sofortbesteuerung des Aufgabegewinns.

Gegen das Urteil hat das FG die Revision zugelassen. Das

Revisionsverfahren ist beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen

X R 6/20 anhängig.

Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 24.01.2020, 4 K 28/18,

nicht rechtskräftig

Anteilstausch: Bestehende finanzielle Eingliederung

des Übertragenden dem Übernehmenden als

Rechtsnachfolger zuzurechnen

Eine körperschaftsteuerliche Organschaft kann im Fall eines

unterjährigen Anteilstauschs im Jahr des Anteilstauschs entstehen.

Dies hat das Finanzgericht (FG) Düsseldorf entschieden und damit der

im Umwandlungssteuererlass enthaltenen Auffassung der

Finanzverwaltung widersprochen.

Alleingesellschafter der Klägerin, einer GmbH, war die natürliche

Person C. Das Wirtschaftsjahr der 2008 gegründeten Klägerin

entsprach dem Kalenderjahr. Zwischen C und der Klägerin bestand

keine Organschaft. Die Klägerin und C waren an einer GmbH & Co.

KG jeweils sowohl als Kommanditist als auch als Gesellschafter der

Komplementär-GmbH beteiligt. Die Beteiligungshöhe betrug in

beiden Gesellschaften 70 Prozent (C) und 30 Prozent (Klägerin).

Im Januar 2010 wurden mehrere Verträge geschlossen: Mit

Rückwirkung zum 01.01.2010, 0.00 Uhr brachte C seine

Kommanditbeteiligung und seinen Anteil an der

Komplementär-GmbH zu Buchwerten in die Klägerin ein. Zudem

brachte er in die von ihm neu gegründete B-GmbH seine Beteiligung

an der Klägerin als Stammeinlage ein. Zwischen der B-GmbH und der

Klägerin wurde ein Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag

geschlossen.

Das beklagte Finanzamt vertrat die Ansicht, dass erst ab 2011 eine

Organschaft zwischen der Klägerin und der B-GmbH begründet

worden sei. Beim Anteilstausch sei der maßgebliche Zeitpunkt für

die Organschaft der Beginn des auf die Einbringung folgenden

Wirtschaftsjahres. Die B-GmbH sei erst 2010 gegründet worden;

zum 01.01.2010 liege daher keine finanzielle Eingliederung vor.

Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg. Das FG Düsseldorf hat

entschieden, dass zwischen der Klägerin und der B-GmbH bereits

2010 eine Organschaft begründet wurde. Die insofern allein streitige

finanzielle Eingliederung der Klägerin sei im Jahr 2010 ganzjährig

gegeben.

Bei einem Anteilstauschs im Sinne des § 21

Umwandlungssteuergesetz könne eine Organschaft bei einer

unterjährigen Einbringung auch im laufenden Jahr begründet

werden. Zwar sei ein Anteilstausch nicht mit steuerlicher

Rückwirkung möglich. Der Übernehmer sei aber der

umwandlungssteuerrechtliche Rechtsnachfolger des Übertragenden

und trete in dessen "Fußstapfen". Im Streitfall sei der B-GmbH daher

als Rechtsnachfolgerin des C dessen finanzielle Eingliederung bis zum

Zeitpunkt des Anteilstauschs zuzurechnen.

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Die wegen grundsätzlicher

Bedeutung zugelassene Revision wurde eingelegt und ist beim

Bundesfinanzhof unter I R 40/20 anhängig.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 29.09.2020, 6 K 2704/17 K,

nicht rechtskräftig

Für den "IAB" muss nicht zwingend ein Fahrtenbuch

vorliegen

Will ein Selbstständiger für die Inanspruchnahme des so genannten

Investitionsabzugsbetrages (IAB) gegenüber dem Finanzamt belegen,

dass er ein Fahrzeug nahezu ausschließlich betrieblich genutzt hat

(hier zu 90 %), so kann ihm das nicht nur mit einem Fahrtenbuch

gelingen.

Stelle sich bei einer Betriebsprüfung heraus, dass das Fahrtenbuch

fehlerhaft war, so ist damit nicht auch zwangsläufig die Anerkennung

des betrieblichen Pkw als "Investition für den Betrieb" hinfällig, so

der BFH. Ein solcher Nachweis könne auch durch andere

Beweismittel geführt werden. So könnten "zeitnah geführte

Aufzeichnungen" anerkannt werden, wie sie bei der Abgrenzung von

Privatvermögen zu Betriebsvermögen oder bei der Nutzung von

Betriebsfahrzeugen zu betriebsfremden Zwecken ausreichen sind.

BFH, III R 62/19 vom 15.07.2020
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Kapital-

anleger

Bundesrat stimmt gegen Share Deals gerichteten

Maßnahmen zu

Die so genannten Share Deals, mit denen Immobilieninvestoren

bislang die Grunderwerbsteuer umgehen konnten, werden erschwert:

Nach dem Bundestag hat am 07.05.2021 auch der Bundesrat einem

entsprechenden Gesetz zugestimmt.

Im Fokus stehen missbräuchliche Steuergestaltungen insbesondere im

Bereich hochpreisiger Immobilientransaktionen, bei denen bewusst

nur bestimmte prozentuale Geschäftsanteile veräußert werden, um

die Grundsteuer zu umgehen: Investoren kaufen nicht direkt ein

Grundstück einschließlich Gebäude, sondern die Anteilsmehrheit

eines Unternehmens, die kleiner als 95 Prozent sein muss. Häufig

werden zu diesem Zweck eigens Unternehmen gegründet. Hierdurch

entstehen den Ländern erhebliche Steuerausfälle. Diese hatten in der

Vergangenheit immer wieder auf das Problem im geltenden

Steuerrecht hingewiesen (zuletzt in BR-Drs. 503/20, BR-Drs. 355/19).

Um solche Share Deals einzudämmen, senkt der Bundestag die

bisherige 95-Prozent-Grenze in den Ergänzungstatbeständen des

Grundsteuergesetzes auf 90 Prozent ab. Zudem führt er einen neuen

Ergänzungstatbestand zur Erfassung von Anteilseignerwechseln von

mindestens 90 Prozent bei Kapitalgesellschaften ein und verlängert

die Haltefristen von fünf auf zehn Jahre. Die

Ersatzbemessungsgrundlage auf Grundstücksverkäufe wird auch im

Rückwirkungszeitraum von Umwandlungsfällen angewendet. Die so

genannte Vorbehaltsfrist wird auf 15 Jahre verlängert.

Damit das Gesetz wie geplant am 01.07.2021 in Kraft treten kann,

muss es vom Bundespräsidenten unterzeichnet und anschließend im

Bundesgesetzblatt verkündet werden.

Bundesrat, PM vom 07.05.202

Stückzinsen: Keine unbillige Doppelbelastung mit

Erbschaft- und Einkommensteuer

Es ist nicht unbillig, Stückzinsen bei der Veräußerung ererbter

Investmentanteile mit dem Abgeltungssteuersatz zu belasten, wenn

diese auf einen Zeitraum vor dem Erbfall entfallen und daher bereits

der Erbschaftsteuer unterlegen haben. Dies hat das Finanzgericht

(FG) Münster entschieden.

Der Kläger erbte im Jahr 2013 Investmentanteile an einem

thesaurierenden Geldmarktfonds. Diese Anteile wurden mit einem

Wert von circa 120.000 Euro der Erbschaftsteuer unterworfen. 2017

veräußerte er die Wertpapiere zu einem Kurswert von circa 115.000

Euro. Nach der Steuerbescheinigung der Sparkasse waren im

Veräußerungserlös Stückzinsen in Höhe von circa 35.000 Euro

enthalten. Im Rahmen seiner Einkommensteuererklärung machte

der Kläger geltend, dass aufgrund des gefallenen Kurses die

Stückzinsen auf einen Zeitraum vor dem Erbfall entfielen. Die

anteilige Erbschaftsteuerbelastung hierauf betrage 30 Prozent (circa

10.500 Euro), sodass die Einkommensteuer nach § 35b

Einkommensteuergesetz (EStG) zu ermäßigen sei.

Das Finanzamt unterwarf die Stückzinsen dem Abgeltungssteuersatz

von 25 Prozent und berücksichtigte keine Steuerermäßigung, weil

diese nur für die tarifliche Einkommensteuer gelte. Der

Einkommensteuerbescheid wurde bestandskräftig, nachdem der

Kläger auf Hinweis des Gerichts die hiergegen erhobene Klage

zurückgenommen hatte. Anschließend beantragte der Kläger eine

abweichende Steuerfestsetzung aus Billigkeitsgründen und führte

hierfür die Doppelbelastung der Stückzinsen an, die mit 30 Prozent

Erbschaftsteuer und 25 Prozent Abgeltungssteuer über dem

Spitzensteuersatz liege. Spätestens seit Einführung der

Abgeltungssteuer seien Erbschaft- und Einkommensteuergesetz

nicht hinreichend aufeinander abgestimmt. Das Finanzamt lehnte

den Antrag ab und verwies auf die eindeutige gesetzliche Regelung in

§ 35b EStG, der nur die tarifliche Einkommensteuer erfasse, sowie

auf die Möglichkeit der Günstigerprüfung nach § 32d Absatz 6 EStG.
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Das FG Münster hat die Klage abgewiesen. Der Umstand, dass die

Steuerermäßigung nach § 35b EStG auf Kapitaleinkünfte, die dem

Abgeltungssteuersatz unterliegen, nicht anwendbar sei, sei nicht

sachlich unbillig. Es könne nicht davon ausgegangen werden, dass der

Gesetzgeber eine andere Regelung getroffen hätte, wenn er diese

Frage als regelungsbedürftig erkannt hätte. Aus der gesetzlichen

Systematik ergebe sich, dass die streitbefangenen Wertpapiere

sowohl der Erbschaft- als auch der Einkommensteuer zu unterwerfen

seien. Die aus der späteren Veräußerung resultierende

Einkommensteuer sei nicht als Nachlassverbindlichkeit bei der

Erbschaftsteuer abziehbar.

Umgekehrt könne die Erbschaftsteuer als Personensteuer auch nicht

bei der Einkommensteuer abgezogen werden. Mit § 35b EStG habe

der Gesetzgeber zwar die Doppelbelastung mit beiden Steuern

abmildern wollen, habe dies aber an bestimmte Voraussetzungen

geknüpft. Diese Abmilderung habe er bewusst auf die tarifliche

Einkommensteuer beschränkt. Hierfür spreche, dass bei Einfügung des

§ 35b im Jahr 2008 das Unternehmenssteuerreformgesetz, mit dem

die Abgeltungssteuer eingeführt wurde, bereits verabschiedet

gewesen sei. Außerdem solle mit § 35b EStG eine Doppelbelastung

lediglich verringert und nicht vollständig ausgeschlossen werden. Bei

Kapitaleinkünften, die dem Abgeltungssteuersatz unterliegen, falle die

Doppelbelastung weniger stark ins Gewicht als bei anderen

Einkünften. Zudem finde § 35b EStG bei einer positiv ausfallenden

Günstigerprüfung Anwendung. Die Doppelbelastung führe auch nicht

zu einer verfassungswidrigen Übermaßbesteuerung, da es sich bei der

Erbschaftsteuer einerseits und der Einkommensteuer andererseits um

unterschiedliche steuerauslösende Tatbestände handele.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 17.02.2021, 7 K 3409/20 AO

Entgelt für Darlehenskontoauszug: Rechtswidrig

Die Sparkasse Hegau Bodensee darf für einen

Darlehensjahreskontoauszug kein Entgelt berechnen. Das hat das

Landgericht (LG) Konstanz nach einer Klage der Verbraucherzentrale

(VZ) Baden-Württemberg entschieden. Wie die VZ mitteilt, hatte sie

eine entsprechende Preisklausel in Immobiliendarlehensverträgen

beanstandet. Das LG habe sich ihrer Ansicht angeschlossen, wonach

das Kreditinstitut mit der Entgeltkausel Aufwand für Tätigkeiten auf

seine Kunden abwälzt, die es aus eigenem Interesse erbringt.

20 Euro pro Jahr für einen Jahreskontoauszug des Darlehenskontos

hatte die Sparkasse Hegau-Bodensee laut VZ in ihren

Darlehensverträgen zur Immobilienfinanzierung verlangt. Ein

Verbraucher habe sich beschwert, woraufhin die

Verbraucherzentrale Baden-Württemberg die Sparkasse abgemahnt

habe. Da diese keine Unterlassungserklärung abgeben habe wollen,

ging der Fall laut VZ vor das LG Konstanz. Dieses habe es der Bank

untersagt, die Klausel weiter zu nutzen, weil die Kunden dadurch

unangemessen benachteiligt würden. Die Klausel sei damit

unwirksam.

Nach Angaben der VZ handelt es sich um eine Klausel, die in

Muster-Vertragsformularen von Sparkassen bundesweit enthalten

ist. Die Verbraucherzentrale Baden-Württemberg strebe eine

höchstrichterliche Klärung an. Das Oberlandesgericht Frankfurt am

Main habe die Klausel "Kosten für Darlehensauszug von zurzeit 15,34

Euro jährlich" nach Klage des Verbraucherzentrale Bundesverbands

für unwirksam befunde (3 U 72/13). Zu einem Urteil des

Bundesgerichtshofes sei es aber nicht gekommen, weil die in diesem

Verfahren verklagte Sparkasse die Revision zurückgenommen habe.

Verbraucherzentrale Baden-Württemberg, PM vom 16.03.2021 zu

Landgericht Konstanz, Urteil vom 22.01.2021, T 5 O 68/20, nicht

rechtskräftig

Kryptowährungen: Keine Regelungslücke bei

Besteuerung

Die Bundesregierung sieht keine Regelungslücke bei der Besteuerung

von Einkünften aus Kryptowährungen. Das geht aus ihrer Antwort

(BT-Drs. 19/28573) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion

(BT-Drs. 19/28158) hervor.

Einkünfte aus Kryptowährungen, die im Betriebsvermögen erzielt

werden, unterlägen den Steuerregeln für Gewinneinkünfte, schreibt

die Regierung. Werden die Einkünfte aus Kryptowährungen im

Privatvermögen erzielt, könnten diese der Besteuerung als Einkünfte

aus Leistungen oder als privates Veräußerungsgeschäft unterliegen.

Das Bundesfinanzministerium stimmt der Antwort zufolge zurzeit

den Entwurf eines Schreibens zur ertragsteuerlichen Behandlung von

virtuellen Währungen mit den Finanzbehörden der Länder ab.

Deutscher Bundestag, PM vom 26.04.2021
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Immobilien-

besitzer

Landesgrundsteuer Baden-Württemberg:

Verfassungsbeschwerde als unzulässig

zurückgewiesen

Der Verfassungsgerichtshof Baden-Württemberg hat eine

Verfassungsbeschwerde gegen das Gesetz zur Regelung einer

Landesgrundsteuer Baden-Württemberg als unzulässig

zurückgewiesen.

Die Beschwerdeführerin wendet sich unmittelbar gegen das am

04.11.2020 vom Landtag beschlossene und am 14.11.2020 in Kraft

getretene Gesetz zur Regelung einer Landesgrundsteuer

Baden-Württemberg. Mit diesem Gesetz wurde erstmals eine

eigenständige landesrechtliche Regelung der Grundsteuer geschaffen.

Ab 2025 wird Grundsteuer auf Grundlage dieses Landesgesetzes

erhoben; bis dahin findet das vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG)

im Jahr 2018 für verfassungswidrig erklärte Grundsteuergesetz des

Bundes weiterhin Anwendung.

Der VerfGH Baden-Württemberg hat die Verfassungsbeschwerde

deswegen als unzulässig zurückgewiesen, weil es der

Beschwerdeführerin an der erforderlichen Beschwerdebefugnis

mangele. Die angegriffenen Gesetzesvorschriften entfalteten erst

aufgrund jeweils auf den Einzelfall bezogener Steuerbescheide ihre

Wirkung. Deswegen sei die Beschwerdeführerin durch das

angegriffene Landesgrundsteuergesetz nicht unmittelbar beschwert.

Vom Erfordernis des Abwartens der konkreten Umsetzungsakte ist

vorliegend nicht abzusehen.

Überdies folge die Unzulässigkeit der Verfassungsbeschwerde aus

dem Erfordernis der Rechtswegerschöpfung, so der VerfGH weiter.

Beschwerdeführer müssten vor Erhebung einer

Verfassungsbeschwerde unmittelbar gegen ein Gesetz grundsätzlich

zunächst die Fachgerichte mit ihren Anliegen befassen. Dies sei hier

unterblieben.

Eine Veranlassung für eine Vorabentscheidung durch den VerfGH

bestehe nicht. Hinsichtlich der Erhebung einer Grundsteuer von der

Beschwerdeführerin stellten sich zahlreiche Sach- und Rechtsfragen,

für deren Klärung die Fachgerichte zuständig sind und die vor einer

Anrufung des VerfGH einer fachgerichtlichen Aufbereitung bedürfen.

Der Beschwerdeführerin entstünde bei der Beschreitung des

Rechtswegs zu den Fachgerichten auch kein schwerer und

unabwendbarer Nachteil.

Verfassungsgerichtshof Baden-Württemberg, Beschluss vom

30.04.2021, 1 VB 54/21

Grundsteuer: Mecklenburg-Vorpommern will

Bundesmodell anwenden

Mecklenburg-Vorpommerns Finanzminister Reinhard Meyer (SPD)

hat am 13.04.2021 die Pläne für die Reform der Grundsteuer

vorgestellt. Danach will die Landesregierung das Bundesmodell

anwenden, die Öffnungsklausel soll folglich nicht in Anspruch

genommen werden.

Das Bundesmodell orientiere sich bei der Bemessung der

Grundsteuer an der marktüblichen Bewertung von Grundstücken, die

im Gegensatz zu reinen Flächenmodellen ein Maximum an

Steuergerechtigkeit gewährleistet. Ein eigenes Landesgesetz sei nun

nicht mehr notwendig, da das Land dem Bundesmodell bereits im

Bundesrat zugestimmt habe. Die Entscheidung für das Bundesgesetz

ermögliche eine verfassungskonforme, rechtssichere und zeitgemäße

Fortentwicklung der Grundsteuer, um die Grundsteuer als

verlässliche Einnahmequelle der Kommunen zu erhalten, meint das

Finanzministerium des Landes.

Im Zuge der Umsetzung der Grundsteuerreform seien im Land

Mecklenburg-Vorpommern bis Mitte 2024 rund 1,2 Millionen

Grundstücke durch die Finanzämter neu zu bewerten. Dies solle ganz

überwiegend automatisiert erfolgen. Hierfür würden in der

Finanzverwaltung bis 2022 die Voraussetzungen geschaffen, damit

die Erklärungen von den Eigentümern elektronisch eingereicht und

von der Finanzverwaltung elektronisch weiterverarbeitet werden

können.

Für die Berechnung des Grundsteuerwertes würden nur wenige

Daten benötigt. Dabei handele es sich beispielsweise um die Fläche

des Grundstücks, die Wohn-/ Nutzfläche, das Baujahr, den

Bodenrichtwert und die Art des Grundstücks.

"Die Zeit drängt. Das Bundesverfassungsgericht hat uns noch bis

2025 eine Übergangsfrist für die Umsetzung der Grundsteuerreform

gewährt. Bis dahin muss die Reform abgeschlossen sein", so

Finanzminister Meyer. "Mit der Entscheidung für das Bundesmodell

haben wir nun den ersten Schritt getan. Mir war wichtig, diese

Entscheidung auch mit der kommunalen Ebene abgestimmt zu

haben, schließlich geht es allein um kommunale Steuereinnahmen.

Und ich bin sehr froh, dass wir uns gemeinsam für das Bundesmodell

ausgesprochen haben, denn das ist mit seiner wertabhängigen

Komponente das gerechteste Modell."

Finanzministerium Mecklenburg-Vorpommern., PM vom 13.04.2021
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Vermieter muss ungenutzte Heizkörper nicht

verplomben

Das Amtsgericht (AG) München hat die Klage von Mietern gegen ihre

Vermieter auf Verplombung der in den beiden Kinderzimmern sowie

in Bad und Toilette angebrachten Heizkörper abgewiesen.

Die Mieter bemängelten, dass in der Abrechnung für das Jahr 2018

3,58 Verbrauchseinheiten für die Heizung in den beiden

Kinderzimmern, dem Bad und dem WC enthalten sind, obwohl die

benannten Räume nicht beheizt werden. Dies habe zu Mehrkosten

von 62,58 Euro geführt. Bis 2009 waren die Verbrauchseinheiten für

diese Räume sämtlich mit dem Verbrauchswert null angesetzt

worden. Die Abrechnungsfirma schlug daraufhin vor, die Heizkörper

zu verplomben. Bei verplombten Heizkörpern wird dies in den

Unterlagen vermerkt und kein Verbrauch abgerechnet. Die Beklagten

lehnten dies ab.

Die Kläger meinen, sie hätten einen Anspruch aus mietvertraglicher

Nebenpflicht auf eine entsprechende Verplombung der Heizkörper

beziehungsweise deren Stilllegung. Die Beklagten meinen, für das

entsprechende Begehren der Kläger fehle es an einer

Anspruchsgrundlage. Der Vorschlag der Abrechnungsfirma könne die

Beklagten nicht binden.

Das AG München führt aus, aus der Stellungnahme der

Abrechnungsfirma ergebe sich, dass aufgrund besserer Messgeräte im

Verhältnis zu den Jahren vor 2010 auch ein geringer Verbrauchswert

angezeigt wird, wenn entsprechend Räume gering oder gar nicht

beheizt werden. Daraus folge, dass die Ablesung der entsprechenden

Werte korrekt erfolgt ist. Ein Anspruch auf eine Verplombung bestehe

nicht. Vielmehr bestehe umgekehrt die Verpflichtung des Mieters, die

gemieteten Räume im Rahmen seiner nebenvertraglichen

Obhutspflichten entsprechend zu beheizen und zu lüften, sodass die

Räume keinen Schaden nehmen.

Es sei dem Vermieter nicht zumutbar, jeweils nach entsprechenden

individuellen Wünschen einzelner Mietvertragsparteien

entsprechende Heizkörper stillzulegen oder zu verplomben. Dies

könnte zu einem unzumutbaren Verwaltungsaufwand führen.

Ebenfalls müsste der Vermieter jeweils durch technische Firmen für

eine ordnungsgemäße Stilllegung oder Verplombung sorgen.

Unabhängig davon, wer hier für die Kosten zu tragen hat, sei eine

solche Verpflichtung im Ergebnis unzumutbar. Bei häufigen

Mieterwechseln könnte andernfalls die Notwendigkeit bestehen,

diese technischen Vorrichtungen immer wieder ein- und

auszubauen. Auch bestehe im Fall einer Verplombung und

Stilllegung der Heizkörper die Situation, dass benachbarte Mieter mit

unverhältnismäßig hohen Heizkosten belangt werden. Wenn

nämlich ein Mieter manche Räume gar nicht mehr heizt, ergebe sich

für den benachbarten Mieter eine erhöhte Heizbelastung, um die

entsprechenden Räume von Feuchtigkeitsschäden freizuhalten.

Diese Erwägungen führen laut AG München dazu, dass kein

entsprechender Anspruch des Mieters gegenüber dem Vermieter

besteht. Die Klage sei daher unbegründet. Das Urteil ist nach

Berufungsrücknahme rechtskräftig.

Amtsgericht München, Urteil vom 21.10.2020, 416 C 10714/20,

rechtskräftig

Grunderwerbsteuer: Die Instandhaltungsrücklage

darf nicht (mehr) ausgesondert werden

Beim Kauf von Wohnungseigentum darf der "mitgekaufte" Anteil an

der Instandhaltungsrücklage (also an dem Verwaltungsvermögen für

Instandhaltungen und -setzungen, das von der

Eigentümergemeinschaft "zusammengetragen" worden ist) bei der

Bemessung der zu zahlenden Grunderwerbsteuer nicht (mehr) außen

vor bleiben. Denn bei einem Eigentümerwechsel bleibt das

Verwaltungsvermögen bei der Wohnungseigentümergemeinschaft,

während die Eigentümer selbst über "ihren" Anteil nicht frei verfügen

können. Das gelte auch bei Zwangsversteigerungen, so der BFH.

Dadurch steigt im Regelfall die Grunderwerbsteuer.

BFH, II R 49/17 vom 16.09.2020
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Angestellte

Kündigung wegen Covid-19-Quarantäne unwirksam

Das Arbeitsgericht (ArbG) Köln hat die Kündigung eines

Arbeitsverhältnisses für unwirksam erklärt, die ein Arbeitgeber

aufgrund einer behördlich angeordneten Quarantäne gegenüber

seinem Arbeitnehmer ausgesprochen hatte.

Der Arbeitnehmer befand sich auf telefonische Anordnung des

Gesundheitsamts als Kontaktperson des positiv auf Covid-19

getesteten Bruders seiner Freundin in häuslicher Quarantäne.

Hierüber informierte der Arbeitnehmer seinen Arbeitgeber, einen

kleinen Dachdeckerbetrieb. Der Arbeitgeber bezweifelte die

Quarantäneanordnung und vermutete, der Arbeitnehmer wolle sich

lediglich vor der Arbeitsleistung drücken. Er verlangte eine schriftliche

Bestätigung des Gesundheitsamtes, die der Arbeitnehmer auch beim

Gesundheitsamt telefonisch einforderte. Als diese schriftliche

Bestätigung des Gesundheitsamtes auch nach mehreren Tagen noch

nicht vorlag, kündigte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis.

Das ArbG Köln hat der Kündigungsschutzklage stattgegeben. Zwar

fand das Kündigungsschutzgesetz keine Anwendung, sodass der

Arbeitgeber grundsätzlich keinen Kündigungsgrund für die

Rechtswirksamkeit einer fristgerechten Kündigung vor Gericht

darlegen muss. Das ArbG sah die Kündigung jedoch als sitten- und

treuwidrig an. Der Arbeitnehmer habe sich lediglich an die

behördliche Quarantäneanordnung gehalten. Erschwerend sei

hinzugekommen, dass der Arbeitgeber den Arbeitnehmer ausdrücklich

aufgefordert hatte, entgegen der Quarantäneanweisung im Betrieb zu

erscheinen.

Gegen das Urteil kann Berufung beim Landesarbeitsgericht Köln

eingelegt werden.

Arbeitsgericht Köln, Urteil vom 15.04.2021, 8 Ca 7334/20, nicht

rechtskräftig

Unentschuldigtes Fehlen gleich zu Beginn des

Arbeitsverhältnisses: Dennoch keine niedrigeren

Anforderungen an Kündigungsgrund

Ein Arbeitgeber muss regelmäßig erst einmal abmahnen, bevor er

das Arbeitsverhältnis fristlos kündigen kann. Dies gilt insbesondere,

wenn der betroffene Arbeitnehmer nur einmal unentschuldigt

gefehlt hat – und zwar auch dann, wenn dies bereits am dritten

Arbeitstag passiert. Dies stellt das Landesarbeitsgericht (LAG)

Schleswig-Holstein klar.

Der Beklagte hatte die Klägerin zum 01.08.2019 als Rechtsanwalts-

und Notarfachangestellte eingestellt. Nachdem sie am 01. und

02.08.2019 vor dem Wochenende gearbeitet hatte, blieb sie am 05.

Und 06.08.2019 vereinbarungsgemäß zwecks

Kindergarten-Eingewöhnung ihres Sohnes der Arbeit fern. Mit

Schreiben vom 05.08.2019, der Klägerin vorab per E-Mail am

05.08.2019 und im Original am 06.08.2019 zugegangen, kündigte

der Beklagte das Arbeitsverhältnis zum 12.08.2019. Am 07.08.2019

fehlte die Klägerin unentschuldigt. Für den 08. und 09.08.2019

liegen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen vor. Mit E-Mail vom

08.08.2019 kündigte der Beklagte das Arbeitsverhältnis fristlos. Die

Kündigung ging der Klägerin am 09.08.2020 schriftlich zu.

Mit ihrer Kündigungsschutzklage wandte sich die Klägerin schließlich

nur noch gegen die zweite, fristlose Kündigung und verlangte die

Einhaltung der gesetzlichen Kündigungsfrist hinsichtlich der ersten

Kündigung. Der Beklagte hielt die fristlose Kündigung für wirksam.

Die Klägerin habe gerade einmal zwei Tage gearbeitet und dann

unentschuldigt gefehlt. Es handele sich um ein "gescheitertes

Arbeitsverhältnis". Eine Abmahnung sei offensichtlich entbehrlich

gewesen. Im Übrigen sei die Abkürzung der Kündigungsfrist in der

Probezeit wirksam zwischen den Parteien vereinbart worden. Es

verstoße gegen den Gleichheitssatz, wenn eine Abkürzung nur von

Tarifvertragsparteien, nicht aber von den Parteien des

Arbeitsvertrags vereinbart werden könne.
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Das LAG hielt die außerordentliche fristlose Kündigung ebenso wie

das Arbeitsgericht für unwirksam. Eine vorherige Abmahnung sei auch

in dieser Konstellation notwendig. Es gebe keine Anhaltspunkte dafür,

dass die Klägerin trotz Kündigungsandrohung der Arbeit weiter

unentschuldigt ferngeblieben wäre. Ihre Pflichtverletzung sei auch

nicht derartig schwerwiegend gewesen, dass eine Abmahnung

ausnahmsweise entbehrlich gewesen wäre. Der Beklagte habe durch

die Probezeitkündigung mit Wochenfrist gegenüber der Klägerin

bereits zum Ausdruck gebracht, an deren weiterer Mitarbeit kein

Interesse zu haben.

Anders als der Beklagte meint, müsse er die zweiwöchige gesetzliche

Kündigungsfrist in der Probezeit einhalten. Die kürzere Frist im

Arbeitsvertrag sei unwirksam. Es sei nicht gleichheitswidrig, wenn

lediglich den Tarifvertragsparteien die Möglichkeit der Vereinbarung

kürzerer Kündigungsfristen zusteht. Deren Verhandlungsparität führe

zu einer angemessenen Berücksichtigung der Interessen von

Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Eine vergleichbare Parität bestehe

zwischen den Parteien des Individualarbeitsvertrags nicht.

Das LAG hat die Revision nicht zugelassen.

Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 03.06.2020, 1 Sa

72/20

Rabatte beim Autokauf: Keine Versteuerung als

Arbeitslohn

Rabatte, die Außendienstmitarbeiter einer Krankenkasse beim

Autokauf von Autoherstellern erhalten, müssen nicht als Arbeitslohn

versteuert werden. Dies stellt das Finanzgericht (FG) Rheinland-Pfalz

klar.

Die Klägerin ist eine Krankenversicherung, bei der zahlreiche

Außendienstmitarbeiter angestellt sind. Bei einer

Lohnsteueraußenprüfung wurde festgestellt, dass die Krankenkasse

bei verschiedenen Autoherstellern als Großkunde Rabatte erhielt, die

durch Zusatzvereinbarungen auf Pkw-Käufe von oder für ihre

Außendienstmitarbeiter ausgeweitet wurden. Die Rabatte wurden

von einigen Herstellern nur unter bestimmten Bedingungen

eingeräumt (zum Beispiel Einhaltung einer bestimmten Haltedauer,

Untergrenze der dienstlichen Nutzung et cetera), bei deren

Nichteinhaltung die Rabatte zurückzuzahlen waren.

Die Versicherung wollte für den Rabattvorteil keine Lohnsteuer

anmelden und abführen, weil sie die Auffassung vertrat, dass die

Vergünstigung nicht aus dem Arbeitsverhältnis stamme. Die

Kfz-Händler hätten sich vielmehr aus eigenen wirtschaftlichen

Gründen einen zusätzlichen attraktiven Kundenkreis gesichert. Das

beklagte Finanzamt hingegen qualifizierte die Rabatte als

Zuwendung eines Dritten, die durch das Dienstverhältnis veranlasst

und daher Arbeitslohn sei.

Die Klage der Krankenversicherung hatte Erfolg. Das FG entschied,

dass das Finanzamt die Rabatte der Autohersteller zu Unrecht der

Lohnsteuer unterworfen habe, weil sie keine Einkünfte aus

nichtselbständiger Arbeit darstellten. In der Rabattgewährung der

verschiedenen Autohersteller an die Außendienstmitarbeiter der

Klägerin liege kein steuerpflichtiger Arbeitslohn durch einen Dritten

vor, weil die Preisnachlässe unter Berücksichtigung der

Gesamtumstände des Einzelfalles nicht durch das mit der Klägerin

bestehende Dienstverhältnis veranlasst gewesen seien.

Dass die Außendienstmitarbeiter verpflichtet gewesen seien, die

Fahrzeuge in einem bestimmten Umfang dienstlich zu nutzen,

spreche zwar für ein gewisses Interesse der Klägerin an der

Rabattgewährung. Dieses Interesse der Klägerin werde aber bei

wertender Betrachtung der Gesamtumstände vom

eigenwirtschaftlichen Interesse der Automobilhersteller überlagert.

Denn im normalen Geschäftsverkehr würden auch anderen

Großkunden und – insbesondere bei Sonderaktionen – auch vielen

Endverbrauchern Sonderkonditionen eingeräumt, was erkennen

lasse, dass die Preisnachlässe der Automobilhersteller in erster Linie

ihrem eigenwirtschaftlichen Interesse dienten. Auch im vorliegenden

Fall sei es den Automobilherstellern bei der Einräumung der Rabatte

für Außendienstmitarbeiter der Klägerin ersichtlich vor allem darum

gegangen, ihren Umsatz zu steigern und den für sie attraktiven

Kundenstamm von Außendienstmitarbeitern, die zu den so

genannten Vielfahrern gehörten, an sich zu binden.

Die Außendienstmitarbeiter hätten auch keinen arbeitsvertraglichen

Anspruch auf den im Rahmenvertrag zugestandenen Rabatt beim

Neuwagenkauf gehabt.

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 09.09.2020, 2 K 1690/18,

nicht rechtskräftig
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Familie und

Kinder

Kindergeld: Krankheitsbedingter Abbruch eines

Freiwilligendienstes führt zu Anspruchsverlust

Der krankheitsbedingte Abbruch eines Freiwilligendienstes führt zum

Verlust des Kindergeldanspruchs. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH)

unter Hinweis darauf entschieden, dass die Grundsätze zum

Fortbestehen eines Kindergeldanspruchs bei einer Unterbrechung der

Berufsausbildung wegen Krankheit auf die vorzeitige Beendigung

eines Freiwilligendienstes wegen Krankheit nicht entsprechend

anwendbar seien.

Die Tochter des Klägers begann im September 2017 ein Freiwilliges

Soziales Jahr (FSJ) bei der Johanniter-Unfall-Hilfe. Sie leidet seit 2016

an Bulimie und Anorexie. Im Mai 2018 verschlechterte sich ihr

Gesundheitszustand derart, dass sie das FSJ zum Ende des Monats

kündigte. Ab Juli 2018 befand sie sich durchgängig bis Dezember 2018

in einer Klinik. Ab dem 15.01.2019 war die Tochter wieder im Rahmen

eines FSJ in der Behindertenwerkstatt eines anderen Trägers

eingesetzt.

Der Kläger wendet sich gegen die Versagung von Kindergeld ab Juni

2018. Hiermit hatte er letztlich keinen Erfolg. Ihm stehe kein

Kindergeld für seine Tochter für den Zeitraum Juni 2018 bis Dezember

2018 zu, da die Tochter nicht die Voraussetzungen eines

kindergeldrechtlichen Berücksichtigungstatbestandes erfülle, so der

BFH.

Zwar bestehe Anspruch auf Kindergeld für ein Kind, das das 18., aber

noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet hat, wenn es ein im Gesetz

genanntes freiwilliges soziales oder ein freiwilliges ökologisches Jahr

leistet. Diese Voraussetzung habe die Tochter des Klägers im

Streitzeitraum Juni 2018 bis Dezember 2018 nicht erfüllt, da sie

aufgrund ihrer Erkrankung keinen Freiwilligendienst bei einem

anerkannten Träger leistete. Der Freiwilligendienst bei der

Johanniter-Unfall-Hilfe sei zum 31.05.2018 gekündigt und damit

beendet worden. Mangels rechtlicher Bindung zu dem Träger

(Johanniter-Unfall-Hilfe) liege auch keine möglicherweise

unschädliche krankheitsbedingte zeitweise Unterbrechung, sondern

eine Beendigung des Freiwilligendienstes vor, so der BFH.

Die Grundsätze zum Fortbestehen eines Kindergeldanspruchs bei

einer Unterbrechung der Berufsausbildung wegen Krankheit seien auf

die vorzeitige Beendigung eines Freiwilligendienstes wegen Krankheit

nicht entsprechend anwendbar, so der BFH.

Der Gesetzgeber behandele im Rahmen des Familienlastenausgleichs

die Berufsausbildung bewusst anders als die Freiwilligendienste. Es

läge vielmehr eine nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung vor,

wenn ein Kind, das aufgrund einer Erkrankung sein FSJ gar nicht erst

beginnen kann, nur bei körperlicher, geistiger oder seelischer

Behinderung (§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nr. 3 Einkommensteuergesetz –

EStG) Kindergeld erhielte, während ein Kind, bei dem die Erkrankung

während des FSJ eintritt und zur Beendigung des Dienstes führt,

ohne Weiteres Kindergeld bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres

(beziehungsweise Gesundung) erhalten würde.

Darüber hinaus sei es verfassungsrechtlich nicht geboten, das

Existenzminimum eines Kindes, das einen Freiwilligendienst leistet,

auf einen solchen wartet oder einen solchen aufgrund von Krankheit

beenden muss, bei den Eltern durch Kindergeld oder Kinderfreibetrag

von der Einkommensteuer freizustellen. Der im Einzelfall

bestehenden Unterhaltspflicht wegen mangelnder tatsächlicher

Erwerbsmöglichkeiten des Kindes aufgrund von Krankheit werde

durch die Steuerentlastung nach § 33a EStG ausreichend Rechnung

getragen. Dies genüge auch dem verfassungsrechtlichen Gebot der

steuerlichen Verschonung des Familienexistenzminimums.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 09.09.2020, III R 15/20

Gehvermögen in fremder Umgebung entscheidend:

Nachteilsausgleich aG für schwer geistig

behinderten Zwölfjährigen

Nach Sinn und Zweck des Nachteilsausgleichs aG

(außergewöhnliche Gehbehinderung) ist maßgeblich, in welchem

Ausmaß das Gehvermögen in einer dem Schwerbehinderten

fremden Umgebung eingeschränkt ist. Unerheblich ist, ob das

Gehvermögen in vertrauter Umgebung besteht. Dies hat das

Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg entschieden und

einem schwer geistig behinderten Zwölfjährigen den

Nachteilsausgleich zuerkannt.

Bei dem Kläger besteht seit Geburt der Gendefekt Mikrodeletion

22q11.2. Hierbei ist ein winziger Teil der Erbinformation auf dem

Chromosom 22 verloren gegangen. Jedes 4.000ste Neugeborene ist

betroffen. Infolgedessen besteht eine globale Entwicklungsstörung

(Störung der Körpermotorik, mittelschwere Intelligenzminderung

mit Verhaltensstörung, fehlende Sprachentwicklung et cetera).
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Das beklagte Land Baden-Württemberg stellte unter anderem einen

Grad der Behinderung (GdB) von 80 fest. Den Antrag des Klägers vom

April 2016, auch die gesundheitlichen Merkmale für die

Inanspruchnahme des Nachteilsausgleichs aG festzustellen, lehnte es

hingegen ab. Entscheidend sei, ob das Gehvermögen anhaltend auf

das Schwerste eingeschränkt sei. Der Kläger könne aber auf

bekannten Wegen ohne Orthesen frei gehen.

Auf die hiergegen gerichtete Klage hat das Sozialgericht den

Beklagten verpflichtet, das Vorliegen der gesundheitlichen

Voraussetzungen für die Inanspruchnahme des Nachteilsausgleichs

aG festzustellen. Denn der Kläger bewege sich außerhalb des Hauses

ausschließlich im Rollstuhl oder im Reha-Buggy. In nicht vertrauter

Umgebung könne er nur sehr eingeschränkt laufen.

Die hiergegen gerichtete Berufung des Beklagten hat das LSG

zurückgewiesen. Die mobilitätsbezogene Teilhabebeeinträchtigung

des Klägers, wie sie in einer für ihn fremden Umgebung auftrete,

entspreche einem GdB von mindestens 80. Sie sei vergleichbar dem

Verlust beider Beine im Unterschenkel oder der Versteifung beider

Hüftgelenke. Darüber hinaus sei sie auch erheblich, da sich der Kläger

wegen der Schwere seiner Beeinträchtigung dauernd nur mit fremder

Hilfe oder mit großer Anstrengung außerhalb eines Kraftfahrzeuges

bewegen könne.

Zwar könne der Kläger in einer ihm bekannten Umgebung,

insbesondere im häuslichen Bereich oder in der Schule, selbstständig

eine Strecke von bis zu 1,5 Kilometern frei zurücklegen und habe dann

auch eine große Ausdauer beim Gehen. Der Nachteilsausgleich aG

mit der Parkmöglichkeit auf Behindertenparkplätzen sei jedoch

maßgeblich auf eine fremde Umgebung ausgerichtet. Denn damit sei

bezweckt, die Gehstrecke in alltäglichen Angelegenheiten wie beim

Arztbesuch, beim Einkaufen oder beim Besuch von kulturellen

Einrichtungen zu integrieren. In fremder Umgebung sei der Kläger

aber verunsichert und benötige praktische Unterstützung bereits bei

Entfernungen über wenige Meter. Dann könne er nur stark gebeugt im

Kauergang laufen, müsse sich bei einer Betreuungsperson abstützen

oder gar im Rollstuhl beziehungsweise Reha-Buggy transportiert

werden.

Landessozialgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 18.03.2021, L 6

SB 3843/19

Säumniszuschläge bei Kindergeldrückforderungen:

Berechnung durch Familienkassen rechtswidrig

Die bisherige Berechnung der Säumniszuschläge zu

Kindergeldrückforderungen durch den Inkasso-Service der

Familienkassen ist rechtswidrig. Dies hat das Finanzgericht (FG) Köln

entschieden. In einem an sich zulässigen Sammelbescheid dürfe

nicht die Gesamtsumme des zu erstattenden Betrages abgerundet

werden. Vielmehr sei jeder einzelne monatliche Betrag abzurunden.

Daraus sei dann der Säumniszuschlag zu berechnen.

Die Familienkasse forderte von der Klägerin Kindergeld zurück, das

zu Unrecht ausgezahlt worden war. Der Inkasso-Service der

Familienkasse erteilte daraufhin einen Abrechnungsbescheid. Dabei

berechnete er die Säumniszuschläge auf die nach § 240 Absatz 1

Satz 1 Abgabenordnung (AO) abgerundete Gesamtsumme des zu

erstattenden Kindergeldes. Die Klägerin erhob gegen die Forderung

der Säumniszuschläge Klage.

Die Klage hatte Erfolg. Das FG Köln hob den Abrechnungsbescheid

über die Säumniszuschläge wegen fehlender Bestimmtheit

insgesamt auf. Im Abrechnungsbescheid müssten die einzelnen

Kindergeldmonate auch für die Berechnung der Säumniszuschläge

einzeln ausgewiesen werden. Denn für jede Steuervergütung bestehe

ein eigener Rückforderungsanspruch der Familienkasse.

Mehrere Rückforderungsansprüche dürften zwar in einem so

genannten Sammelbescheid zusammengefasst werden. Allerdings

seien auch in diesem Fall die Säumniszuschläge jeweils in Bezug auf

den einzelnen Rückforderungsanspruch zu berechnen und

auszuweisen. Die bisherige Berechnungspraxis der Kindergeldkassen

benachteilige die Kindergeldberechtigten, denn nach § 240 Absatz 1

Satz 1 AO sei nicht die Gesamtsumme, sondern jeder einzelne

monatliche Kindergeldbetrag abzurunden.

Die Entscheidung ist rechtskräftig. Die Familienkasse hat die vom FG

zugelassene Revision nicht eingelegt.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 23.09.2020, 3 K 3048/17,

rechtskräftig
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